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Jendrik Scholz

5 Jahre »Fördern und Fordern« in der Stadt Köln

Vorbild für die Umsetzung von »Hartz IV«?

Einführung

Das Begriffspaar »Fördern und Fordern« (§§ 2,
14 SGB II) ist das sozialpolitische Leitbild der
zum 1. Januar 2005 im Rahmen von »Hartz IV«
in Kraft tretenden Vorschriften zur Einführung
des Arbeitslosengeldes II (Alg II) und zur
Kooperation von Arbeitsamt und Sozialamt bei
der Betreuung der erwerbsfähigen Langzeit-
arbeitslosen. Auf die Zielgruppe der erwerbs-
fähigen Arbeitslosen bezogen, erproben das
Kölner Arbeitsamt und das Sozialamt im Rah-
men der bundesweiten Modellprojekte zur
Zusammenarbeit des Arbeitsamtes mit den
Trägern der Sozialhilfe (MoZArT) bereits seit
April 2001 die enge Kooperation in einer ge-
meinsamen Verwaltungsstelle, dem Job-Center
Köln. Für die jungen Sozialhilfeempfänger (unter
25 Jahren) haben sie bereits 1999 die »Job-Börse
Junges Köln« und das »Sprungbrett Praktikum«
etabliert (vgl. Hanesch/Balzter, 2000: 61 ff.;
Müller, 2000) Die Stadt Köln nimmt für sich eine
Vorreiterrolle bei der Umsetzung von »Hartz IV«
in Anspruch. Sie hätte mit den Ergebnissen des
Kölner Job-Centers »in nicht geringem Maße das
Gesetzgebungsverfahren beeinflusst«, gibt sie an.
(Stadt Köln, 2004a: 3) Von den beiden Koope-
rationsprojekten verspricht sie sich u. a. eine hö-
here Vermittlungsquote in den ersten Arbeits-
markt und geringere Ausgaben (vgl. Bertelsmann
Stiftung, 2001) Dahinter steht die Idee des
aktivierenden statt alimentierenden Sozialstaats
(vgl. Lessenich, 2003: 214 ff.; Giddens, 2000;
Hirsch, 1995) und seines Primats der Vermittlung
in den ersten Arbeitsmarkt (vgl. BMA, 2001).
Welche Ergebnisse hat die Zusammenarbeit von
Arbeitsamt, Sozialamt und privaten Trägern in
Köln erbracht? Wie eng liegen normatives
Wollen (Workfare) und tatsächliches Sein
(Vermittlung) beieinander bzw. auseinander?

Job-Center Köln

Das Institut infas hat die bundesweiten MoZArT-
Projekte, darunter das Kölner, evaluiert. infas ist
diese Aufgabe übertragen worden, obwohl das
Institut auch für die Umsetzung verantwortlich
ist. Eine unabhängige und mithin nicht Interessen
geleitete Evaluation ist offenbar nicht vorge-
sehen. Die Wirksamkeit und Passgenauigkeit der
»Job-Börse Junges Köln« und des »Sprungbrett«-
Praktikums sind bisher überhaupt nicht wissen-
schaftlich gemessen und bewertet worden.

infas klassifiziert das Kölner Job-Center als
»Typ 2«. Der »Typ 2« zeichne sich, so infas, durch
eine »hohe Verzahnung der aktivierenden Hilfen
in einer Agentur«, die »Bündelung aller aktivie-
renden Hilfen, der Beratung und Vermittlung«
bei fortbestehender Trennung der Leistungs-
bearbeitung für die Bezieher von Arbeitslo-
senhilfe und Sozialhilfe aus. Bei »Typ 1« ist der
Integrationsgrad am höchsten, weil auch die
Leistungssachbearbeitung aus einer Hand
erfolgt. (infas, 2004: 3) Das Kölner MoZArT-
Projekt ist, gemessen an der Zahl von 15.700
betroffenen Hilfeempfängern, nach seinem
Hamburger Pendant das bundesweit zweitgrößte.
Die Verbleibsquote im ersten Arbeitsmarkt
(mindestens eine Erwerbstätigkeit nach dem
Kontakt mit MoZArT) liegt einer infas-Stich-
probe (telefonische Befragung von 1.496 Per-
sonen) zufolge in Köln im Zeitraum von Juli 2002
bis September 2003 bei 48,8 Prozent, während
in der Kontrollgruppe (19 Arbeitsämter und 12
Sozialämter, die nicht bei MoZArT teilnahmen)
die Verbleibsquote im ersten Arbeitsmarkt nur
bei 40,3 Prozent liege. (infas, 2003a) Über die
unterschiedlichen Verbleibsquoten der verschie-
denen Gruppen (Bezieher von Arbeitslosenhilfe,
»Aufstocker« und Sozialhilfeempfänger) macht
»infas« für Köln keine Angaben. infas nennt
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lediglich die bundesweiten Zahlen: Danach
(infas, 2003,: 4) liege die Übergangsquote der
Bezieher von Arbeitslosenhilfe in den ersten
Arbeitsmarkt bei am MoZArT-Projekt betei-
ligten Kommunen und Arbeitsämtern sogar nie-
driger (43,5 Prozent bei »Typ 1 und 2«) als in
Städten, die sich nicht beteiligt haben (47,1
Prozent). Offenbar leidet die Vermittlung der
Bezieher von Arbeitslosenhilfe in den ersten
Arbeitsmarkt, weil sie sich in MoZArT-Städten
die Aufmerksamkeit der Sachbearbeiter mit So-
zialhilfeempfängern teilen müssen. Wirklich
aussagekräftig sei infas zufolge »erst ein Ver-
gleich der Übergangswahrscheinlichkeiten«,
wenn die »Merkmale der betreuten Personen,
der Organisation und der Region statistisch kon-
trolliert« würden. Während die Stichprobe erge-
ben hatte, dass die Verbleibsquote im ersten
Arbeitsmarkt im Kölner Job-Center nur gering-
fügig über der von Arbeitsämtern und Sozial-
ämtern liegt, die nicht am MoZArT-Projekt teil-
nehmen, (48,8 gegen 40,3 Prozent), behauptet in-
fas unter Berufung auf seine (nach eigenen
Angaben) »statistisch aufwändigen« »ökonome-
trischen Auswertungen«, aber ohne die zugrunde
liegenden Methoden offen zulegen und damit
wissenschaftlich überprüfbar zu machen: »Die
Kölner MoZArT-Kunden haben eine um 62,3
Prozent höhere Eingliederungschance in Er-
werbstätigkeit als die nach Struktur und Organi-
sation kontrollierte Vergleichsgruppe.«

Besser sind die Vermittlungsergebnisse in
einem Projekt des Kölner Job-Centers, das sich
speziell an Langzeitarbeitslose richtete, die
zugleich Arbeitslosenhilfe und aufstockende
Sozialhilfe erhielten. Das Job-Center unter-
stützte die Einstellung der Langzeitarbeitslosen,
indem es einem Zeitarbeitsunternehmen maxi-
mal ein Jahr lang eine Lohnsubvention zahlte.
(Bertelsmann Stiftung, 2003: 37; Schönig, 2004:
127) Der Vergleich der Nettointegrationsquoten
der beiden Stichproben (am Projekt teilneh-
mende Experimentalgruppe und nicht am Pro-
jekt teilnehmende Kontrollgruppe) ergibt, dass
sich von 100 Hilfeempfängern aus der Experi-
mentalgruppe nach einem Jahr 81 Personen in
einer nicht subventionierten Tätigkeit im ersten
Arbeitsmarkt befanden. In der Vergleichsgruppe
waren es dagegen nur 4 Personen. (Vgl. Bertels-
mann Stiftung, 2003: 56; Schönig, 2004: 127) Nach
einem Jahr Laufzeit habe das Kölner Projekt
»einen fiskalischen Nettoertrag von insgesamt

mehr als 400.000 Euro« erzielt, gibt Schönig an.
Die außerordentlich hohen Vermittlungsquoten
sind nicht automatisch verallgemeinerbar. Die
am Projekt beteiligten Zeitarbeitsunternehmen
haben ein besonderes monetäres Interesse daran,
gerade diejenigen ehemaligen Arbeitslosen zu
vermitteln, für deren Beschäftigung sie Lohnsub-
ventionen erhalten hatten – möglicherweise zu
Lasten anderer Arbeitnehmer, an deren Vermitt-
lung oder Weiterbeschäftigung kein finanzieller
Anreiz besteht. Zudem droht bei Lohnsubven-
tionen stets die Gefahr von Mitnahmeeffekten.

Job-Börse Junges Köln

Junge Menschen zwischen 18 und 25 Jahren
»erhalten in Köln nur noch Sozialhilfe«, wenn
sie »wegen Krankheit, Schwangerschaft oder
Teilnahme an schulischen Maßnahmen nicht
erwerbstätig sein können« (Schwendy/Genz,
1999: 334) Gegenüber dem Bundesarbeitsmi-
nisterium nennt das Kölner Sozialdezernat als
»Ziel des Kooperationsvorhabens« von Arbeits-
amt und Sozialamt: »Die staatlichen Transfer-
leistungen sollen mittelfristig deutlich gesenkt
werden.« (Stadt Köln, 2000) Das nordrhein-
westfälische Arbeits- und Sozialministerium lobt
ausdrücklich die Workfare-Philosophie des
Kölner Projekts: »Nach den Leitlinien der Kölner
Sozialhilfepraxis stellt Sozialhilfe grundsätzlich
eine vorübergehende Notfallhilfe und keine
dauerhafte ›rentenähnliche‹ Unterstützung dar«
(MASQT, 2000: 28).

Workfare-Rhetorik

Der Sprungbrett-Träger ›Zug um Zug‹ (Diakoni-
sches Werk) bezeichnet seine Tätigkeit als »spek-
takulär«. Endlich werde »Arbeit statt Sozialhilfe
finanziert« (Schmitz/Neugroda, 2000: 15) und
damit »die alte beschäftigungspolitische Forde-
rung verwirklicht«. Während das Bundessozial-
hilfegesetz der Sozialhilfe die Aufgabe zuweist,
dem Hilfeempfänger ein Leben in Würde zu er-
möglichen (§ 1 Abs. 2 S. 1 BSHG), titulieren Schmitz/
Neugroda den Rechtsanspruch auf Sozialhilfe als
»Ausgrenzung«, »die den Betroffenen in ihrer
Notlage keine wirkliche Hilfe zur Selbsthilfe
zukommen lässt«. Sie beklagen sich über die jun-
gen Sozialhilfeempfänger: »Statt dessen bekom-
men sie Geld zum Überleben.« Beim ›Sprung-
brett‹, also zum Beispiel beim Träger ›Zug um
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Zug‹, würden die jungen Erwachsenen statt
Sozialhilfe »einen sofort wirksamen sechs-
monatigen ›Praktikantenvertrag‹ für ein sozial-
versicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis«
erhalten.

Neosoziale Programmierung sozialer
Arbeit

Schmitz/Neugroda begrüßen den – wie sie es
selber nennen – »Zwangscharakter« des ›Kölner
Modells‹. Er sei eine »Erfolgsbedingung des
Projekts«. Sie schelten dagegen die reguläre
»Beschäftigungsszene«, die an einem »abstrakten
Begriff von Freiwilligkeit festhält«, wie sie
beklagen. Der »Druck« sei »heilsam«, um »sich
zu bewegen«, argumentieren sie sozialpäda-
gogisch. Kessl/Otto charakterisieren dieses
veränderte Berufsethos als »neosoziale Program-
mierung Sozialer Arbeit« (Kessl/Otto, 2003: 57).

Sozialrechtliche Anspruchsvernichtung

Die Praxis im »Wisconsin am Rhein« (Frank-
furter Rundschau, 06.09.2001), den jungen Men-
schen ihren Rechtsanspruch auf Sozialhilfe zu
verweigern und sie stattdessen zur ›JobBörse
Junges Köln‹ zu schicken bzw. in das ›Sprung-
brett‹-Praktikum zu stecken, charakterisiert
Spindler als »Arbeitsangebot, das als Hilfe zur
Selbsthilfe vorgestellt wird, aber zur sozial-
rechtlichen Anspruchvernichtung« führe (Spindler,
1999: 5). Hunderte von jungen Menschen seien
in Köln »zumindest teilweise um ihre Existenz-
sicherung gebracht worden, die ihnen nach
bisheriger Gesetzeslage noch zugestanden hätte«
(Spindler, 2003: 298).

Fehlende Passgenauigkeit

Knapp 39 Prozent der jungen Erwachsenen, die
im Zeitraum von Juni 1999 bis August 2000 in
der ›JobBörse Junges Köln‹ vorsprachen, werden
dort nach Angaben der Stadt Köln in »Arbeit,
Ausbildung, schulische Weiterbildung oder
sonstige individuell passende Anschlusspers-
pektiven« vermittelt (Stadt Köln/Arbeitsamt
Köln, 2003a: 15). Methodisch führt die Zusam-
menfassung der Verbleibe »Arbeit« und »Schule«
in derselben (!) Klassifikation dazu, dass die
tatsächliche Vermittlung in den ersten Arbeits-
markt (also das Erreichen des zentralen arbeits-
marktpolitischen Ziels von MoZArT) statistisch
nicht festzustellen ist.

Ein weiteres gutes Drittel der jungen Men-
schen (38 Prozent) sind entweder zwischen
Sozialamt und ›JobBörse Junges Köln‹ unbe-
kannt verschollen oder sie verweigern die
Arbeitsangebote des ›Sprungbrett‹-Trägers bzw.
brechen diese ab. Lediglich 305 Personen (10
Prozent) landen bei dem vielgerühmten ›Sprung-
brett‹-Praktikum. Zur Frage des Verbleibs von
mehr als einem Drittel der jungen Erwachsenen
stellen das Kölner Arbeits- und Sozialamt lapidar
fest, dass »unklar bleibt, womit sie ihren Lebens-
unterhalt nach dem Ausscheiden sichern«.
Münch unterstreicht diese Aussage: »Ein Drittel
der Hilfesuchenden ist schlichtweg verschwun-
den« (Münch, 2003: 196). Die Zahlen für den
Zeitraum bis Juli 2001 bestätigen diese Einschät-
zungen: Nur ein knappes Drittel der jungen
Menschen (32 Prozent) wird  in »Arbeit, Aus-
bildung und Qualifizierung vermittelt« (Stadt
Köln/Arbeitsamt Köln, 2003a: 22) Über die
Dauerhaftigkeit der Beschäftigungsverhältnisse
und darüber, ob unter »Qualifizierung« mögli-
cherweise auch schulische Warteschleifen zu
verstehen sind, machen das Arbeitsamt und das
Sozialamt keine Angaben. Knapp ein Drittel der
jungen Menschen (31 Prozent) sind entweder
zwischen Sozialamt, ›JobBörse‹ und ›Sprung-
brett‹-Träger unbekannt verschollen, haben die
Arbeit beim ›Sprungbrett‹-Träger verweigert
oder diese abgebrochen.

Keine Brücke in qualifizierte Ausbildung

Im Zeitraum von Januar 2002 bis Oktober 2003
wird lediglich 120 von 5.516 jungen Menschen
(2 Prozent), die in der ›JobBörse Junges Köln‹
vorsprechen, ein Ausbildungsplatz vermittelt
(Vgl. Stadt Köln/Arbeitsamt Köln, 2003b). 666
Personen (12 Prozent) werden immerhin als
Ungelernte in den ersten Arbeitsmarkt vermit-
telt. Auch beim ›Sprungbrett‹-Träger ›Zug um
Zug‹ kann von passgenauer Vermittlung keine
Rede sein. »40 Prozent unbekannter Verbleib«,
geben das Arbeitsamt und das Sozialamt für das
Jahr 2001 an. Lediglich 9 Prozent der jungen
Menschen konnten in einen Ausbildungsplatz
vermittelt werden, 21 Prozent in einen Arbeits-
platz. Ungeachtet der eigenen Zahlen urteilen
das Arbeitsamt und das Sozialamt: »Die Qualifi-
zierungsmaßnahmen der JöbBörsen, ihrer Träger
und Kooperationspartner haben sich seit Jahren
bewährt. Ihr Erfolg beruht auf der systemati-
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schen Förderung der Schlüsselqualifikationen,
die für jedes Arbeitsverhältnis gelten: Pünktlich-
keit, Motivation, Sorgfalt, Disziplin und Leis-
tungsbereitschaft.« (Stadt Köln/Arbeitsamt Köln,
2003c: 7) Die Vermittlungsquote in den ersten
Arbeitsmarkt liegt in der Jugend-Abteilung des
Kölner MoZArT-Projekts mit etwas mehr als 30
Prozent weit unter dem Wert für die Erwach-
senen-Abteilung im Job-Center (knapp 50
Prozent). Bildungspolitisch ist mit dem Paradig-
menwechsel in der Kölner Arbeitsmarktpolitik
von Welfare zu Workfare auch eine Zäsur in der
Frage der qualifizierten Berufsausbildung ver-
bunden. Konkurrierten seit den siebziger Jahren
im Wesentlichen zwei Konzepte in der fachpoli-
tischen Debatte, nämlich das Konzept, in dem
durch Ausbildungsumlagen zwischen ausbil-
denden und nicht ausbildenden privaten Betrie-
ben die betriebliche Ausbildung für alle Schulab-
gänger sichergestellt wird, und das der staatlichen
Berufsausbildung, tritt an ihre Stelle infolge der
Durchsetzung der Workfare-Prinzipien in die
politische Praxis das Konzept der staatlich durch-
gesetzten Zwangsarbeit für junge Menschen im
Niedriglohnsektor.

Nicht mehr in der beruflichen Qualifizierung
im dualen System der Berufsausbildung oder in
staatlichen Schulen besteht dann das gesell-
schaftspolitische Leitbild, sondern im Druck des
aktivierenden Staats auf die Empfänger staat-
licher Sozialtransfers zur Annahme jeder Arbeit
zu jedem Preis. Diese veränderte Sicht korres-
pondiert mit derjenigen ökonomischen Analyse,
die potentielle positive Arbeitsmarkteffekte ne-
ben dem auf den Export orientierten Hochtech-
nologiesektor nur noch im Niedriglohnsektor
einfacher personenbezogener Dienstleistungen
lokalisiert (Vgl. Zimmermann, 2003: 11) und
diese Position mit der Globalisierung der Märkte
begründet (vgl. Scharpf, 1998: 243 ff.).

Einmalige Senkung der Jugend-
arbeitslosigkeit

Die Zahl der jungen Arbeitslosen unter 25 Jahren
in Köln geht mit Einführung des Kölner
MoZArT-Projekts ›JobBörse Junges Köln‹ und
›Sprungbrett‹-Praktikum im Herbst 1999 einma-
lig um etwa 500 Personen zurück (Arbeitsamt
Köln, 2003). Bis dahin liegt die Jugendarbeits-
losigkeit in Köln bzw. in Nordrhein-Westfalen
stets geringfügig über dem westdeutschen

Durchschnitt. Seit dem Start der ›JobBörse
Junges Köln‹ bewegt sich die Jugendarbeits-
losigkeit in Köln deutlich unter der Entwicklung
in Westdeutschland und in Nordrhein-Westfalen.
Die Jugendarbeitslosigkeit in Köln wird durch
die eingesetzten Workfare-Instrumente lediglich
einmalig gesenkt. Danach folgt die Entwicklung
der Jugendarbeitslosigkeit in Köln wieder
gleichmäßig der allgemeinen Entwicklung in
Westdeutschland bzw. in Nordrhein-Westfalen.
Das Kölner MoZArT-Projekt kann die Entwick-
lung der Jugendarbeitslosigkeit in Köln nicht
dauerhaft abkoppeln von der Entwicklung in
Nordrhein-Westfalen bzw. in Westdeutschland.

Senkung der Sozialhilfeausgaben

Mit Start des ›Kölner Modells‹ 1999 sind die
Ausgaben der Stadt Köln für die Hilfe zum
Lebensunterhalt seitdem um insgesamt etwa 20
Millionen Euro gesunken. (Stadt Köln, 2002: 14)
Die Zahl der jungen Sozialhilfeempfänger (bis
25 Jahre) ist um knapp 2.000 zurückgegangen
(Stadt Köln, 2002: 8) Einen direkten Zusammen-
hang zwischen ihrer Workfare-Politik und der
sinkenden Zahl der Sozialhilfeempfänger kann
die Stadt Köln aber nicht belegen. Der Rückgang
der Zahl der jungen Sozialhilfeempfänger
könnte auch andere Gründe haben.

Absenkung des individuellen
Leistungsniveaus

Der tatsächlich verfügbare Geldbetrag (ohne
Mietkosten) eines jungen Menschen, der beim
›Sprungbrett‹-Praktikum arbeitet, liegt bei etwa
400 Euro. Da ihm aber keine Mehrbedarfszu-
schläge für Erwerbstätigkeit und keine einmali-
gen Beihilfen gewährt werden, auf die er sozial-
hilferechtlich Anspruch hat, kann von einem
monetären Leistungsniveau unterhalb des So-
zialhilfeniveaus ausgegangen werden.

Gefahr für die Flächentarife durch
Dumpinglöhne

Indem parallel zum regulären öffentlichen
Dienst ein zweiter öffentlicher Zwangsarbeits-
markt für junge Menschen eröffnet wird, der das
Lohn- und Gehaltsniveau dort um ein Vielfaches
unterbietet, aber als Anbieter öffentlicher
Dienstleistungen in Konkurrenz zu den Beschäf-
tigten der Stadtverwaltung tritt, werden die
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tariflichen und sozialen Standards und der
Bestand der Arbeitsplätze dort gefährdet. Auch
die tarifvertraglichen Regelungen im privaten
Handwerk werden unterminiert und  angegriffen,
weil die ›Sprungbrett‹-Träger auch am freien
Markt als Anbieter von Dienstleistungen auftre-
ten und bei Ausschreibungen und Aufträgen in
Konkurrenz zu Handwerksunternehmen treten.

Die ›Sprungbrett‹-Träger können die Hand-
werksunternehmen wegen ihrer öffentlich sub-
ventionierten Dumpinglöhne auf der Kostenseite
unterbieten, wenn es z. B. um die Reparatur von
Spielgeräten, die Reinigung der Grünanlagen
oder ähnliches geht. Das ist auch ordnungs- und
wettbewerbspolitisch fatal, weil Lohnsubven-
tionen im Ergebnis Wettbewerbs verzerrend
wirken. Es handelt sich damit dann in Wirklich-
keit um verdeckte Gewinnsubventionen.

Reduzierung des Sozialhilfemissbrauchs
auf Null

Aus der monetären Interessenlage der aktivie-
renden Stadt kann argumentiert werden, dass die
Zahl derjenigen jungen Menschen, die durch
Anwendung der rigiden Workfare-Instrumente
in Köln den Leistungsbezug verlassen haben,
Auskunft darüber gibt, in welchem Ausmaß vor
dem Paradigmenwechsel von Welfare zu Work-
fare Sozialhilfemissbrauch und Verschwendung
knapper öffentlicher Mittel stattgefunden hat.
Dieser Sicht folgend hätte das ›Kölner Modell‹
in diesem Punkt seinen Zweck erfüllt und das
Ausmaß von missbräuchlichem Sozialhilfebezug
auf Null reduziert.

Ahnungslosigkeit über Kosten und
Leistungen der privaten Träger

Mit der Etablierung einer kommunalen Träger-
Lobby, also Institutionen der Zivilgesellschaft
bzw. privatwirtschaftlich arbeitenden und an
Gewinnerzielung interessierten Einrichtungen,
und der Übertragung von ehedem staatlichen
und städtischen Aufgaben auf diese (›Arbeitslo-
senindustrie‹), entwickelt diese Träger-Lobby
zwangsläufig auch Eigeninteressen am Fortbe-
stand von Workfare-Programmen.

Die Stadt Köln gibt selber zu, keinen Über-
blick über die Vermittlungserfolge bzw. -miss-
erfolge der Arbeit der über 180 privaten Träger
im Bereich der kommunalen Arbeitsmarktpolitik

in Köln und über das jeweilige Verhältnis von
Kosten und Leistungen zu haben: »Die Finan-
zierungsstruktur der untersuchten Träger ist
wesentlich vielschichtiger und komplexer als sie
in dieser Untersuchung dargestellt werden
kann.« (Stadt Köln, 2004b: 3) Weiter heißt es dort:
»Eine Effizienzbewertung, die alle notwendigen
Parameter berücksichtigen müsste, ist nicht
möglich. Insbesondere kann (…) eine Kosten-
Nutzen-Relation für alle zu untersuchenden
Beschäftigungsträger nicht dargestellt werden.«
In guter alter kameralistischer Tradition kann die
Stadt Köln zwar Auskunft darüber geben,
welcher private Träger in welchem Jahr in wel-
cher Höhe städtische Mittel erhalten hat. Sie
kann anhand der entsprechenden Verwendungs-
nachweise auch Auskunft darüber geben, für was
die Mittel eingesetzt worden sind (Personal- oder
Sachkosten). Darüber aber, welche Leistungen
im Wildwuchs der privaten Träger eigentlich von
wem für wen mit welchen Kosten erbracht
werden, wie passgenau diese sind und wie hoch
die Vermittlungsquote in den ersten Arbeits-
markt ist, kann die Stadt Köln als Auftraggeber
keine Aussagen machen. »Nutzen der Jobför-
derung unbekannt«, kommentiert die taz zu-
treffend (taz, 07.06.2004). Schillernde Workfare-
Rhetorik auf der einen Seite und beschäfti-
gungspolitische Ahnungslosigkeit auf der an-
deren Seite scheinen in Köln zwei Seiten der-
selben Medaille zu sein.

Den lukrativen Geschäften der privaten
Träger-Lobby, die seit 1999 über 12 Millionen
Euro von der Stadt Köln erhielt (Stadt Köln,
2004b: 16) droht im Rahmen der Einführung des
Alg II indes von anderer Seite Ungemach: »Die
Bundesagentur schreibt zunehmend alle Maß-
nahmen ohne nennenswerte Beteiligung der
örtlichen Agenturen aus«, beklagt die Kölner
SPD in einem offenen Brief an den Bundeswirt-
schaftsminister, den Landesarbeitsminister und
den Vorsitzenden ihrer Bundestagsfraktion.
(SPD Unterbezirk Köln, 2004: 1) Die Mittel
würden nicht ausreichen, um das »bewährte und
nachweislich sehr effiziente System der Kölner
Beratung, Förderung und Vermittlung von
jungen Arbeitslosen und Langzeitarbeitslosen
weiterhin bedarfsgerecht zu finanzieren«. Das
Schreiben der Kölner SPD gipfelt in der For-
derung, auf bundesweite Ausschreibungen zu
verzichten. Die »Ersparnisse bei Transferleis-
tungen«, wie die Kölner SPD die Ergebnisse der
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Absenkung des Sozialhilfeniveaus für junge
Menschen in Köln nennt, sollen für »aktivierende
Maßnahmen, um dem Prinzip ›Fördern und
Fordern‹ fair gerecht zu werden«, eingesetzt
werden. D. h. die Bezieher von Sozialleistungen
sollen ihre eigene »Aktivierung« selber bezahlen,
indem sie weniger Geld erhalten.

Einseitige neoklassische Sicht

Die lokalen Workfare-Akteure in Köln haben
eine einseitige neoklassische Sicht politisch
internalisiert und mit einzelnen Versatzstücken
aus der katholischen Soziallehre (Selbsthilfe,
Subsidiarität) und aus dem Marxismus (Zentra-
lität der Erwerbsarbeit) vermengt. Sie lokalisie-
ren die Gründe für die »Lücke von 6,7 Millionen
fehlender Stellen« (Trube, 2004: 64) ausschließ-
lich in vorgeblich Beschäftigung hemmenden
Regulativen zwischen Erwerbslosigkeit und
Erwerbsarbeit (fehlende passgenaue Vermitt-
lung, zu hohes Niveau der Lohnersatzleistungen
usw.). In diesem eindimensionalen Erklä-
rungsansatz werden makroökonomische, aber

auch struktur- und industriepolitische Erklä-
rungsfaktoren komplett ausgeblendet. Trube ist
infolgedessen skeptisch, ob die Optimierung der
Vermittlungsleistungen und die Zusammen-
führung der Kompetenzen von Arbeitsamt und
Sozialamt – wie sie ›Hartz IV‹ anstrebt und in
Köln bereits einige Jahre früher verwirklicht
worden ist – alleine mehr Beschäftigung schafft
(vgl. Trube, 2004). Das gesamtwirtschaftliche
Arbeitsvolumen bleibt trotz aktivierender So-
zialarbeit, passgenauerer Vermittlung und Lohn-
subventionen konstant (vgl. Koch/Bäcker, 2004:
99; Bäcker, 2002: 82). In diesem Sinne haben
Lenhardt/Offe (1977: 101) zwar Recht, wenn sie
Sozialpolitik als »staatliche Bearbeitung des
Problems der dauerhaften Transformation von
Nicht-Lohnarbeitern in Lohnarbeiter« zur »Mo-
bilisierung der Arbeitskraft« im »Prozess der
kapitalistischen Mobilisierung« charakterisieren.
Wenn aber aufgrund zu geringen Wachstums die
Nachfrage nach Arbeitskräften so niedrig wie
derzeit ist, reduzieren Workfare-Programme das
Begriffspaar ›Fördern und Fordern‹ alleine auf
das ›Fordern‹.
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